
tv diskurs 26

R
E

C
H

T

I. Die Ausgangslage der Fälle

Gewarnt hatten der Bundesminister für Ju-
gend, Familie und Gesundheit durch die Ver-
öffentlichung einer Liste bundesweit ver-
markteter glykolhaltiger Weine sowie die
Bundesregierung in der Antwort auf kleine
Anfragen im Bundestag vor der im ganzen
Bundesgebiet aktiven Osho-Sekte. Der Ver-
zehr des Weins soll auch zu einem Todesfall
und zu erheblichen Gesundheitsbeeinträch-
tigungen geführt haben. Im Falle der „Osho“-
Bewegung war bekannt, dass sich ihre An-
hänger oft gänzlich von ihrer Familie und
ihrer bisherigen Sozialisation ablösten, ja
nicht mehr erreichbar schienen. Beide Fälle
hatten auch Auslandsbezug, da es teilweise
um österreichische Weine ging und der aus
Indien stammende „Sektenführer“ seine Jün-
ger lange dort und dann vor der Rückkehr
nach Indien zeitweilig im amerikanischen
Bundesstaat Oregon um sich geschart hatte. 

Das Bundesverfassungsgericht hat nun im
Falle des Weins die Warnung des Bundesmi-
nisters als rechtens angesehen, während im
Falle der Sekte die im Rahmen der Antwort
an den Deutschen Bundestag verwendeten
Formulierungen vom „destruktiven“ und
„pseudoreligiösen“ Charakter der „Osho“-
Bewegung zum Erfolg der Verfassungsbe-
schwerde führten. Auch die Behauptung der
„Manipulation“ durch die betreffende „Sek-
te“ sei nicht ohne nähere Begründung zuläs-
sig; sie müsse auf konkrete Tatsachen ge-
stützt werden, woran es fehle. Im Übrigen
blieb es aber bei der Argumentation des am
gleichen Tage entschiedenen Falles zu jenem
gesundheitsgefährdenden Wein. 

Die Dauer der beiden Verfassungsbeschwer-
deverfahren ist allerdings bedenklich; sie ist
schwerlich mit Art. 6 Abs. 1 der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention zu ver-
einbaren3, datieren doch die Verfassungsbe-
schwerden von 1991, wobei die Verbreitung
des gesundheitsgefährdenden Weins und die
Warnung im Jahre 1985 erfolgte und die dif-
famierenden Ausdrücke zu jener Bewegung
sich in der Antwort auf eine kleine Anfrage
im Bundestag im Jahre 1984 finden und die
letzten verwaltungsgerichtlichen Entschei-
dungen aus dem Jahre 1991 stammen.

Aufsatz
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Seit Jahren sieht sich die hohe Hand in der
Rolle, die Bürger als Verbraucher vor ge-
fährlichen Produkten, die zum Verzehr be-
stimmt sind, zu warnen. Aber nicht nur als
Konsument ist der Bürger Produkten ausge-
setzt, die für ihn nicht transparent sind. Auch
zieht die zunehmende Pluralisierung und
Segmentierung der Gesellschaft nach sich,
dass esoterische Sinndeutungen durch peri-
phere Weltanschauungsgemeinschaften und
ähnliche Gruppen stärkeren Zulauf insbe-
sondere von Jugendlichen erfahren. Dies hat
alsbald ergeben, dass auf diesem Felde Er-
wartungen an die hohe Hand gerichtet sind,
insbesondere Jugendliche vor dem Weg in
solche Gruppen zu bewahren. Auch das hat
zu staatlichen Warnungen bis auf die Ebene
der Bundesregierung geführt. Früher waren
ähnliche Fälle eher aus dem Polizeirecht be-
kannt, wenn etwa die Polizei mit Lautspre-
cherwagen in den Straßen vor dem Verzehr
von verkauftem Endiviensalat warnte, der
sich als gesundheitsgefährdend erwiesen
hatte.2 Aus jüngster Zeit ist an die BSE-Fälle
bundes- und europaweit zu erinnern. Das
Bundesverfassungsgericht sieht nun hier die
Warnung eher als Instrument zur Herstel-
lung einer Symmetrie am Markt, die den da-
durch informierten Konsumenten befähigt,
sich zu schützen. Es versteht die Warnung
nicht mehr als hoheitlichen Eingriff zu Las-
ten des Unternehmens oder der Weltan-
schauungsgemeinschaft, die einer solchen
Herstellung eines Marktgleichgewichts aus-
gesetzt sind. Nur wenn bestimmte Anforde-
rungen an diese Form der Öffentlichkeitsar-
beit von hoher Hand verletzt sind, sollen
Grundrechtsverstöße in Betracht kommen.
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für Fälle mit überregionalem bzw. inter-
nationalem Bezug wahrzunehmen war, ge-
nügt.6 Auf diese Weise sollen „Informations-
versorgung“ und „Informationsgleichge-
wicht“ in einer von der Massenkommunika-
tion geprägten Gesellschaft erreicht werden.
Das hat auch im Austausch mit dem Parla-
ment Bedeutung. Indessen bleibt es in Situa-
tionen mit bloß örtlichem und regionalem
Bezug – neben der übergreifenden Zustän-
digkeit der Staatsleitung auf Bundesebene in
krisenhaften Situationen und im Falle über-
regionalen Bezugs – bei den jeweils gebote-
nen herkömmlichen Anforderungen. Aller-
dings sind auch die Landesregierungen hier
nicht auf bloße Ausführung von Gesetzen
durch administrative Maßnahmen verwie-
sen. Auch sie können in gouvernementaler
Weise reagieren, anders als ihre nachgeord-
neten Verwaltungsstellen. Die administrati-
ve Warnung jedoch bleibt Instrument in der
Zuständigkeit der Verwaltungen und unter-
liegt härteren Anforderungen. Dort gelten
die bisherigen Maßstäbe herkömmlicher
Freiheitssicherung gegen Eingriffe von ho-
her Hand, also die Erforderlichkeit nicht nur
von Zuweisungs-, sondern auch von Befug-
nisnormen, gegebenenfalls der Vorbehalt
des Gesetzes im Sinne eines Parlamentsvor-
behalts – so dass die Ermächtigungsgrund-
lagen vom Gesetzgeber selbst zu schaffen
sind – , die Wahrung der spezifischen Geset-
zesvorbehalte und die Verhältnismäßigkeit
der Mittel – wobei sich letztere mit den neu-
en Kriterien der Sachlichkeit und Zurück-
haltung für die gouvernementale Öffentlich-
keitsarbeit durchaus treffen kann. 

III. Der rechtspolitische Ertrag der Ent-

scheidungen

Mit diesem Neuansatz, der Beiträge zu ei-
nem künftigen Informationsrecht enthält,
hat das Bundesverfassungsgericht nicht nur
für den Verbraucherschutz eine Bresche ge-
schlagen, sondern auch die Rolle des Staa-
tes in einer pluralistischen Gesellschaft, die
erforderlichen Maßstäbe der Neutralität und
der Distanz, der Sachlichkeit und Zurück-
haltung neu umschrieben. Das gilt beson-
ders auch dank der Entscheidung zum Fall
der „Osho“-Bewegung. Die Wirkung der
Massenmedien auf die eigenverantwortliche
Orientierung der Bürger in einer rasch ange-

der Verwaltung oder dem Vollzug zuzuord-
nen sein. Sie soll darüber hinaus wegen des
überregionalen Aspekts auch auf Bundes-
ebene an die Öffentlichkeitsarbeit der Bun-
desregierung anknüpfen können – abgese-
hen vom Sonderfall der parlamentarischen
Intervention. Auch soll es deswegen gar
nicht um ein Handeln ohne Ermächtigungs-
grundlage gehen, weil sich das Geschehen
eben nicht als Vollzug oder Verwaltung dar-
stellt. Daher sieht das Gericht in seiner Auf-
fassung auch keinen unzulässigen Schluss
von der Aufgabe auf die Befugnis zu han-
deln, also von einer Zuweisungsnorm bezüg-
lich der Aufgabe auf die Befugnisnorm, die
ein Eingreifen – und damit die Erfüllung der
Aufgabe – erst ermöglicht. Denn im Rahmen
der Staatsleitung ist die Information der Öf-
fentlichkeit oder des Parlaments auf Anfrage
als Wahrnehmung einer originären Verant-
wortlichkeit zu verstehen, die weiterer
Grundlagen nicht bedarf. Dies wäre ersicht-
lich ganz anders im Falle einer Verwaltungs-
behörde. Diese bedürfte mindestens des Be-
zugs auf vorhandene polizeirechtliche Zu-
weisungsnormen und Ermächtigungsgrund-
lagen, wenn nicht angesichts der heutigen
Ausdifferenzierung des Polizeirechts sogar
besonderer Ermächtigungen in Fachgeset-
zen, die das Gericht auch exemplarisch er-
wähnt. Die polizeiliche Generalklausel zur
Gefahrenabwehr ist dabei in allen Ländern
in verwandten Formulierungen zur Hand.
Sie gestattet, konkrete Gefahren mit geeig-
neten und angemessenen Mitteln abzuweh-
ren. Das kann auch Warnung einschließen.
Diese Generalklausel steht jedenfalls Lan-
desbehörden als Reserve zur Verfügung,
wenn andere Normen fehlen.5 Auf solche
klassischen rechtsstaatlichen Sicherungen
muss und kann die Staatsleitung im Bund
nicht zurückgreifen. Andererseits sollen die-
se härteren verfassungs- und verwaltungs-
rechtsdogmatischen Anforderungen greifen,
wenn ein Missbrauch der Handlungsformen
der staatsleitenden Öffentlichkeitsarbeit
oder eine Flucht in diese Handlungsform
vorliegt. Wird die Öffentlichkeitsarbeit indes
genuin ausgeübt und hat sie sich an Maßstä-
be der Richtigkeit, der Sachlichkeit und der
Zurückhaltung in den Formen des Ausdrucks
gehalten, so ist den Anforderungen dieser
Handlungsform staatlicher „Informationsar-
beit“ und „Informationsvorsorge“, die hier

Aber beide Entscheidungen enthalten wich-
tige Beiträge zur Dogmatik des Informa-
tionsrechts an Märkten. Zwar stoßen sie auf
Bedenken, wenn man meint, dass auch
wahrheitsgemäße oder mit hoher Plausi-
bilität zutreffende Informationen am Markt
der Konsumenten und dem der Weltan-
schauungen und Sinndeutungen immer –
wiewohl mittelbare oder faktische – Eingrif-
fe in Grundrechte darstellen. Dies verneint
das Bundesverfassungsgericht, indem es
gleichwohl dafür besondere Anforderungen
formuliert.

II. Die alternativen Möglichkeiten der

Sachbehandlung solcher Fälle

Die Verwaltungsgerichte – zuletzt das Bun-
desverwaltungsgericht4 – hatten teilweise
Eingriffe in Grundrechte angenommen; und
jedenfalls einige der Instanzgerichte hatten
im Falle der Sekten diese Eingriffe auch als
rechtswidrig qualifiziert. Deshalb hatten vor
diesen Gerichten Klagen Erfolg oder führten
zu Teilerfolgen. 

Dabei geht es um die Frage, ob solche War-
nungen in Grundrechte eingreifen, hier also
im Falle von Unternehmungen in Art. 12
Abs. 1 Satz 1 GG – die Berufsfreiheit; oder im
Falle der „Sekten“ oder Weltanschauungsge-
meinschaften in Art. 4 Abs. 1 GG – die Reli-
gions- und Weltanschauungsfreiheit.

Im Falle der Warnung für Konsumenten hat
das Bundesverfassungsgericht die Frage des
Eingriffs nun offen gelassen: Marktkorrektu-
ren durch wahrheitsgemäße Informationen
sollen offenbar nicht in das Marktgeschehen
derart eingreifen, dass auch von Eingriffen
in das betreffende Grundrecht zu sprechen
ist. Im Falle der Sekten hat es strukturell
gleich entschieden, lediglich der diffamie-
rende Charakter der Äußerungen führte zu
einem anderen Ergebnis. Aber auch dort
ging das Gericht davon aus, dass wahrheits-
gemäße, formgerechte Warnungen als sol-
che keine Beeinträchtigung darstellen.

Außerdem hat das Gericht für beide Fälle
dargelegt, wie es glaubt, Zuständigkeit,
Handlungsgrundlagen und Handlungsform
verstehen zu können. Die Tätigkeit soll in
beiden Fällen der Staatsleitung, also nicht
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Marktverhaltens selbst zu erreichen. Seine
autonome Entscheidung stellt alsdann am
Markt eine symmetrische Situation her, die
bei den Anbietern zugleich als Markteingriff
der hohen Hand erscheint, weil sie die Be-
deutung der selbstverantwortlichen Ent-
scheidung des Bürgers nicht in den Blick
nehmen. Die Gebote der Neutralität, der
Richtigkeit, der Sachlichkeit, der Distanz
und der Zurückhaltung sowie wohl auch der
Ausgewogenheit schließen eine Manipulati-
on des Bürgers aus. Er ist und bleibt in sei-
ner Rolle ein Akteur, der kraft eigener Mei-
nungsbildung und Orientierung handelt. 

Für die gouvernementale Ebene der Öffent-
lichkeitsarbeit den Gesetzesvorbehalt oder
den Vorbehalt des förmlichen Gesetzes zu
betonen, wäre hier und heute schon deshalb
abwegig, weil im parlamentarischen Regie-
rungssystem des Grundgesetzes im Gegen-
satz zum deutschen Konstitutionalismus des
späten 19. Jahrhunderts die gouvernemen-
tale Ebene dem Parlament unmittelbar ver-
antwortlich ist. Das Parlament kann hier
rechtlich und politisch selbst unmittelbar
den Einfluss nehmen, den ihm das eigene
Gesetz und die gesetzesgeleitete Verord-
nung gegenüber der vollziehenden Verwal-
tung erst verschaffen. Würde man im Ver-
hältnis zur Regierung in Fällen des Regie-
rungshandelns hier ein Gesetz fordern, so
würde dieses Gesetz im Verhältnis zur Re-
gierung zu einer Hürde, die dem Parlament
selbst zur Fessel werden könnte. Die Kon-
trolle durch das Parlament würde nämlich
über Fragen der Gesetzesauslegung in die
dritte Gewalt überführt und dadurch gewis-
sermaßen im Wege einer untunlichen Selbst-
bindung gelähmt. Diese Verlagerung der
Kontrolle ist hingegen im Gesetzesvollzug
durch die vollziehenden Verwaltung die Re-
gel und hat dort ihre Richtigkeit.7

IV. Reaktionen der Wissenschaft

Die Kritik der Fachwissenschaft an diesen
Entscheidungen geht in eine andere Rich-
tung. Sie meint, dass der Ertrag früherer
Rechtsprechung über Bord geworfen werde.
Zu eng werde der Eingriff in die betreffenden
Grundrechte gesehen. Auch faktische Ein-
griffe seien Eingriffe und seien entsprechend
zu prüfen. Daher sei das Schema der drei

vorsorge den administrativen Ebenen und
der Staatsleitung in den Ländern keine
Wahrnehmungsbefugnis. Oft wird das zu
diskreten kooperativen Formen führen, es
kann aber auch zu einem Wettlauf um den
ersten Schritt in die Öffentlichkeit kommen.
Dieser Wettlauf kann dem der politischen
Parteien um Anerkennung entsprechen, zu-
mal wenn sie bei verschiedenen Mehrheiten
in Bund und Ländern unterschiedliche Poli-
tiken verfolgen. Das erlaubt, Verkrustungen
zu vermeiden und den kooperativen Fö-
deralismus etwas aufzubrechen. So können
Verzögerungen der notwendigen Publizität
in der Sache vermieden werden, obwohl die-
se Publizität wirtschaftlichen oder ideologi-
schen Interessen zuwiderläuft.

Hinzu kommt, dass die Informationsvorsor-
ge auf staatsleitender Ebene sozusagen pri-
vilegiert wird. Denn ihr sachgerechter Ge-
brauch führt nicht zu Grundrechtseingriffen,
sondern nur zu Marktkorrekturen, die den
Bürger in den Stand setzen zu entscheiden.
Daher erscheint die sachgerechte Warnung
auch nicht mehr als Anknüpfungspunkt für
die Geltendmachung staatshaftungsrecht-
licher Ansprüche. Denn es ist ja der Bürger,
der die Einbußen am Markt oder den
Schwund der Anhängerschaft durch seine
Entscheidung unmittelbar bewirkt, nicht die
hohe Hand, die ihn hierzu befähigt. Anders
liegt das eindeutig im Falle des administra-
tiven Verbots des Verkaufs oder der Verwen-
dung von Produkten sowie des Verbots be-
stimmter Vereinsaktivitäten oder Verhal-
tensweisen. Hier greift die hohe Hand ein.
Sie verändert die Randbedingungen des
Marktes. 

Die staatsleitende, eine verwaltungsorien-
tierte Betrachtung ausschließende Sicht
folgt aus dem neuartigen Charakter des Ge-
brauchs der Öffentlichkeitsarbeit in solchen
Fällen. Sie stellt sich nicht auf eine Ebene mit
Verwaltungstätigkeiten. Die Unterrichtung
der Öffentlichkeit dient der Wahrnehmung
der Selbstverantwortung des Bürgers, sie ist
nicht auf die Lösung gesellschaftlicher Pro-
bleme durch staatlichen Eingriff gerichtet.
Dem Bürger soll vielmehr zur eigenverant-
wortlichen Mitwirkung verholfen werden.
Dies vermag er auf der Grundlage der Infor-
mationen im Wege der Ausrichtung seines

passten Weise, die Funktionsweise moder-
ner Informations- und Kommunikations-
techniken und die Notwendigkeit rascher
Reaktionen sind berücksichtigt. Die Kompe-
tenzgrundlagen bieten Art. 62 bis 65 GG,
nicht die Vorschriften des Grundgesetzes
über die Abgrenzung von Verwaltungstätig-
keiten des Bundes und der Länder. 

Im Ergebnis ist damit eine eigene Hand-
lungsform etabliert, die der Politik größere
Legitimationsleistungen ermöglicht. Sie er-
möglicht eine Antwort der Staatsleitung in
krisenhaften Situationen, um in glaubwür-
diger Weise den Bürgern ihre Orientierung
sowie ihre Reaktionsfähigkeit wieder zu ver-
schaffen und dadurch Vertrauen wiederzu-
gewinnen. Die mögliche Verlässlichkeit sol-
cher Informationen muss dabei hergestellt
sein durch Nutzung der erreichbaren Infor-
mationsquellen sowie durch die Anhörung
Betroffener. Verbleibende Unsicherheiten in
tatsächlicher Hinsicht hindern die Verbrei-
tung nicht, wenn das öffentliche Interesse
die Aufklärung der Marktteilnehmer erfor-
dert. Auch auf solche Ungewissheiten ist ge-
gebenenfalls hinzuweisen, um den Bürger in
die Lage zu versetzen, selbst über sein Ver-
halten zu entscheiden.

Dabei wird die gouvernementale Hand-
lungsebene jedoch hier wohl auch weitge-
hend vom fachgerichtlichen Rechtsschutz
freigestellt, wie noch näher anzudeuten ist.
Auch mindern sich die Risiken einer Haftung
aus Amtshaftungsgrundsätzen, wenn Form
und Maß dieser neuen Handlungsform ge-
wahrt werden, da sie – nämlich Sachlichkeit
und Zurückhaltung sowie Neutralität und
Distanz – die Rechtswidrigkeit dieser Infor-
mationsvorsorge ausschließen. Ob die Poli-
tik und ihre Entourage diese Konsequenzen
schon gesehen hat, erscheint zweifelhaft.
Der Druck auf die Politik kann allerdings
kraft der neuen Regelungsstruktur auch zu-
nehmen. Denn in der Sache wirkt die neue
Handlungsform ähnlich wie ein Evokations-
recht, das befugt, einen Fall oder eine Mate-
rie – hier die Informationsvorsorge in Situa-
tionen von grenzübergreifender und allge-
meiner Bedeutung – an sich zu ziehen. Pas-
sivität auf staatsleitender Ebene wäre dann
zu verantworten. Allerdings entzieht diese
evokatorische Befugnis zur Informations-

94



tv diskurs 26

R
E

C
H

T

Einzelnen schützt und dadurch Kommuni-
kationsprozesse sichert, die im öffentlichen
Interesse liegen, nämlich die Herstellung ei-
ner freien Meinungsbildung im demokrati-
schen Gemeinwesen, das davon lebt. Hier ist
die der Schmähkritik entsprechende materi-
elle Grenze härter gezogen, da es um Staats-
leitung und Marktkorrektur geht. Diese Här-
te der Grenzziehung wird auch der Grund-
rechtssituation gerecht. Wer am Meinungs-
kampf teilnimmt oder Persönlichkeit des
öffentlichen Lebens ist, muss vieles von Sei-
ten seiner Beobachter und Kombattanten
hinnehmen. Wer aber durch die Intervention
von hoher Hand um Chancen am Markt ge-
bracht wird, der darf auf eine gewisse Bän-
digung solcher Interventionen hoffen. Des-
halb sind die Anforderungen an die Infor-
mationstätigkeit des Staates andere. Sie sol-
len nur so weit reichen, dass ein sachliches
Informationsgleichgewicht entsteht und Be-
stand hat. Sie müssen sachlich veranlasst
und moderat sein. Aber im Prinzip liegen
verwandte Strukturen vor und besteht ein
Bezug auf Märkte, seien es Märkte der Ideen
und Meinungen, der Weltanschauungen
oder der Konsumprodukte.12 Der Marktbe-
zug zeigt auch, dass es um Chancen an einem
Markt geht. Dies legt nahe, die Vorgehens-
weise des Gerichts mit der Methode der Prü-
fung von mutmaßlichen Gleichheitsver-
stößen zu vergleichen: Auch dort ist nicht
der Eingriff das maßgebliche Instrument, die
Rechtsprechung pflegt vielmehr andere
Kunstgriffe einzusetzen, ähnlich denjenigen,
die nun im Falle der Überprüfung staatlicher
Warnungen zum Zuge kommen.13

Gegenüber einer Kritik, die den neuen An-
satz des Bundesverfassungsgerichts in die-
sen Entscheidungen nicht wahrnehmen will,
kann man diese neue Perspektive des Ge-
richts für diese Fälle nur betonen. Ob die
Wissenschaft ihn letztlich auch aufgreifen
wird, das steht auf einem anderen Blatt. Be-
denken, die insbesondere an Grenzen der
Bewertung gesellschaftlicher Entwicklun-
gen durch den Staat anknüpfen, können be-
haupten, es bestehe insoweit keine Aufgabe
der Staatsleitung, ja im weltanschaulich neu-
tralen Staat vielleicht nicht einmal eine „Be-
fassungskompetenz“14. Mit Sicherheit wird
die Rechtsprechung hier weiteren, etatisti-
schen Elementen in der Regierungspraxis

haltung und Distanz von der hohen Hand
preisgegeben werden. Diese eigenartige
Schwelle zu formulieren, ist möglich, weil
das Grundgesetz nirgends einen „Eingriff“
zur ausschließlichen, notwendigen oder un-
verzichtbaren Voraussetzung für eine Reak-
tion der Grundrechte macht.8 Erst wenn die
eben genannten Anforderungen verletzt
werden, reagieren die Grundrechte, weil sol-
ches Verhalten, das sich als Verletzung im
Grundrechtsbereich erweist, die Bürger zu
einem anderen Verhalten drängt, sie also
nicht mehr autonom und sachorientiert
agieren, sondern dann zum Mittel einer wei-
tergehenden Wirkung der Warnung werden
und diese Manipulation den Markt verzerrt
oder verzerren kann — was schon genügt.
Dem Unternehmen und seinem Produkt am
Markt wird dann zwar – wie das Gericht
beiläufig bemerkt – nicht sozusagen die Per-
sönlichkeit beeinträchtigt, aber über die not-
wendige Informationsvorsorge hinaus seine
Rolle als Marktteilnehmer ohne Veranlas-
sung herabgesetzt, geschwächt oder gemin-
dert. Das führt zur Veränderungen am
Markt, für die es einen sachlichen Grund
nicht gibt. Deshalb ist das sie auslösende Ver-
halten Eingriff in das Grundrecht und sind
diese Eingriffe wie ihre Folgen rechtswidrig.
Sie können auch zu Amtshaftungsansprü-
chen gegen den Staat führen, wie im be-
kannten Fall der schwäbischen Eiernudeln,
in dem die fehlerhafte, nämlich im Informa-
tionsgehalt falsche öffentliche Verlautba-
rung eines süddeutschen Regierungspräsidi-
ums zu einem berühmten Staatshaftungsfall
geriet.9 Entsprechende Sorgfaltspflichten
treffen einen kirchlichen Sektenbeauftrag-
ten bzw. dessen Anstellungskörperschaft bei
seiner Öffentlichkeitsarbeit; ist die Kirche
Körperschaft des öffentlichen Rechts, und
fehlte es an der geforderten Sorgfalt, so kann
es zu Amtshaftungsansprüchen kommen.10

V. Würdigung und Schlussbemerkung 

Man könnte meinen, das Bundesverfas-
sungsgericht habe im Grunde seine Erfah-
rungen aus der Judikatur zu Kommunikati-
onsvorgängen auf anderem Felde, nämlich
im freien Meinungskampf, hier fruchtbar
werden lassen. Dort ist bis an die materielle
Grenze der Schmähkritik11 die Meinungs-
äußerungsfreiheit das Grundrecht, das den

Schritte einer Grundrechtsprüfung zu wah-
ren – nämlich die drei Fragen nach dem
Schutzbereich des Grundrechts, dem Ein-
griff und seiner rechtlichen Rechtfertigung
durch entsprechende Ermächtigungsgrund-
lagen und weitere Maßstäbe. Auch kritisiert
sie einen unzulässigen Schluss von der Auf-
gabe auf die Befugnis zu handeln. Dies des-
halb, weil sie die betreffende Informations-
tätigkeit nicht als eigene gouvernementale
Handlungsform versteht, sondern wie einen
Verwaltungsvollzug sieht, dem es nicht er-
laubt ist, aus der Aufgabe auf die Ermächti-
gung zum Vollzug zu schließen. Aus der Per-
spektive des Verwaltungshandelns hat die
Wissenschaft jedenfalls in den Fällen öffent-
licher Warnungen durch einen Bundesminis-
ter auch Zweifel an der Zuständigkeit, so-
wohl an der Verbands- wie auch an der Or-
gankompetenz, ebenso wie an den Ermäch-
tigungsgrundlagen. Auch solche Zweifel
überwindet das Bundesverfassungsgericht
durch die neuen Maßstäbe der Sicht der Öf-
fentlichkeitsarbeit als Informationsvorsorge
und Informationsarbeit auf staatsleitender
Ebene. Deshalb ergibt sich für dieses Gericht
auch kein Eingriff in Grundrechte, solange
und soweit den spezifischen neuen Hand-
lungsanforderungen dieser Ausprägung der
Staatstätigkeit Genüge getan ist. Außerdem
folgt daraus selbstverständlich ein zweistu-
figer Prüfungsaufbau. Denn diese Tätigkeit
unterliegt keinen Gesetzesvorbehalten wie
das Verwaltungshandeln. Sie bedarf keiner
weiteren Ermächtigung durch ein Gesetz
oder aufgrund eines Gesetzes, wie es etwa
Art. 12 Abs. 1 Satz 2 GG für Eingriffe in die
Berufsfreiheit durch die Verwaltung fordert.
Wie die Gesetzgebung selbst hat sie den
Grundrechten unmittelbar zu genügen.
Denn auch die Staatsleitung binden diese
Rechte unmittelbar, wie Art. 1 Abs. 1 Satz 2
und Abs. 3 GG erkennen lassen. Aber solan-
ge diese Tätigkeit nur bloße Korrekturen des
Marktverhaltens autonomer Bürger durch
Informationen kraft deren eigenem autono-
mem Entscheidungsverhalten bewirkt und
den gebotenen, vom Gericht entwickelten
Maßstäben genügt, solange und soweit liegt
nicht einmal ein Grundrechtseingriff vor.
Zur rechtswidrigen Beeinträchtigung des
Grundrechts kommt es im Sinne eines mit-
telbar-faktischen Eingriffs nur, wenn Neu-
tralität, Richtigkeit, Sachlichkeit, Zurück-
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entgegenwirken, indem sie feiner differen-
ziert. Gegenwärtig geht das Bundesverfas-
sungsgericht offenbar davon aus, dass die
Rolle des weltanschaulich neutralen Staates
zulässt, sich zu religiös-sozialen Gruppen in
Grenzen kritisch zu äußern. Die Gerichte,
insbesondere die Verfassungsgerichte in
Bund und Ländern werden den Neuansatz
des Bundesverfassungsgerichts weiterent-
wickeln. Nachdem nämlich solche staatslei-
tende Öffentlichkeitsarbeit nicht als Verwal-
tungstätigkeit zu begreifen ist, scheint auch
ausgemacht, dass nunmehr die Verwaltungs-
gerichte als Fachgerichte des Verwaltungs-
rechts mit diesen Fällen, so sie auf die Fest-
stellung der Rechtswidrigkeit gouvernemen-
talen, nicht administrativen Informations-
handelns oder künftige Unterlassung des-
selben zielen, nicht mehr wirklich befasst
werden können – eine Konsequenz, die das
Bundesverfassungsgericht nicht zieht, viel-
leicht aber gesehen hat, indes doch nicht
teilt.15 Hier könnte zu differenzieren sein
zwischen dem Vorfeld, das administrativ
aufbereitet wird, also etwa der Erschließung
der Informationen, der Durchführung von
Anhörungen und der Erstellung von Listen
oder Verlautbarungen, und der Öffentlich-
keitsarbeit selbst durch die Veröffentlichung
der erstellten Liste der betroffenen Produkte
oder der Antwort auf die Anfrage im parla-
mentarischen Verfahren.16 Hingegen bleibt
möglich, vor die Zivilgerichte mit Schadens-
ersatzklagen aufgrund von Amtshaftung
nach §839 BGB in Verbindung mit Art.34 GG
zu ziehen, die auf den Ersatz von Schäden in-
folge rechtswidrigen gouvernementalen In-
formationshandelns gerichtet sind.
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